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1. Der Regierungsrat genehmigt die vorgelegte Stellungnahme des Kan-
tons Basel-Stadt zur Änderung der Verordnung über die politischen 
Rechte und der Verordnung der BK über die elektronische Stimmabga-
be (Umsetzung Neuausrichtung des Versuchsbetriebs) an die Bundes-
kanzlei. 

 
Begründung 
Der Regierungsrat begrüsst die Teilrevision der Bundesverordnung über die 
politischen Rechte sowie die Totalrevision der Verordnung der Bundeskanz-
lei über die elektronische Stimmabgabe. 
 
  

                                                                                            
 

 


